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Kriminalität
von Jan Böhme und Prof. Dr. Dieter Müller, Dresden/Bad Dürrenberg*

Die Durchführung von Gefährderansprachen stellt nach 
Maßgabe des Bundeskriminalamtes bundesweit eine so-
genannte Standardmaßnahme bei Gefährdern im Bereich 
der politisch motivierten Kriminalität (PMK) dar. Folglich 
sind die verantwortlichen Gefährdersachbearbeiter der 
einzelnen Bundesländer gehalten, diese Vorgabe entspre-
chend umzusetzen. Gleichwohl handelt es sich bei Ge-
fährderansprachen nicht um spezifische Maßnahmen aus 
dem Bereich des polizeilichen Risiko- bzw. Bedrohungs-
managements. Denn der Hauptanwendungsfall liegt 
in der »klassischen« Gefahrenabwehr als Eingriffsmaß-
nahme gegen einen polizeirechtlichen Verhaltensstörer 
(z.B. gegen Täter häuslicher Gewalt oder gewaltorientier-
te Fußballfans im situativen Kontext von bevorstehenden 
Fußballveranstaltungen).1 Dabei zeichnet sich der polizei-
rechtliche Verhaltensstörer dadurch aus, dass er durch 
sein Verhalten eine im Einzelfall bestehende konkrete 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verursacht. Da eine 
Gefährdersachbearbeitung jedoch regelmäßig bereits im 
Gefahrenvorfeld beginnt, ergeben sich bei der Umset-
zung der Maßnahme in rechtlicher Hinsicht erhebliche 
Probleme. Gleichzeitig empfiehlt das Bundeskriminalamt 
in seiner Funktion als Zentralstelle für die Kriminalpolizei 
der Polizeien des Bundes und der Länder bei der Ver-
hütung von Straftaten neben der Durchführung von Ge-
fährderansprachen weitere Standardmaßnahmen sowie 
mögliche optionale Maßnahmen. Fahrerlaubnisrechtliche 
Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden 
und deren nachfolgende mögliche Anordnungen be-
hördlicher Maßnahmen gegenüber Gefährdern sind bis-
her nicht Teil dieses umfangreichen Maßnahmenkatalo-
ges. Es sollte überlegt werden, dies zu ändern, weil viele 
Gründe dafür sprechen.

I.  Gefährderkonzept
Um die präventiv-polizeiliche Informationsverarbeitung im 
Bereich der politisch motivierten Kriminalität zu optimieren 
und bundesweit zu vereinheitlichen, unterhalten die Staats-
schutzdienststellen der einzelnen Bundesländer eigene Sach-
bereiche für gefährderbezogenes Risiko- bzw. Bedrohungs-
management. Ausgangspunkt bildet zunächst die Einstufung 

betreffender Personen nach einer bundeseinheitlichen und 
phänomenübergreifenden Gefährderdefinition, die der In-
tensivierung eines personenbezogenen Bearbeitungsansatzes 
dient und im Wesentlichen auf Personen- und Taterkenntnis-
sen des entsprechenden Personenpotenzials basiert. Der Ein-
stufung liegt dabei die Bewertung des von der betreffenden 
Person ausgehenden Gefahrenpotenzials zu Grunde, wodurch 
dieser Vorgang der polizeilichen Gefahrenabwehr zuzuord-
nen ist. Dabei dient Risiko- bzw. Bedrohungsmanagement 
und die damit verbundene Risikobewertung gerade nicht der 
Identifizierung potenzieller Gewalttäter im Bereich der PMK 
im Sinne einer Dunkelfeldaufklärung, sondern der Bewer-
tung bereits bekannter Personenpotenziale und der Initiie-
rung präventiv-polizeilicher Eingriffsmaßnahmen.2

Das vorgenannte Konzept korreliert mit der im besonderen 
Polizeirecht verorteten Gefahrenerforschung hinsichtlich 
potenziell fahrungeeigneter Fahrerinnen und Fahrer aus dem 
StVG und der FeV.

1.  Gefährderbegriff
Die durch die verantwortlichen Sachbearbeiter der einzelnen 
Bundesländer durchzuführenden Einstufungsprüfungen zur 
Kategorisierung von Personen als Gefährder im Bereich der 
politisch motivierten Kriminalität stellen eine auf analyti-
schen Gesichtspunkten basierende Form der Datenverarbei-
tung mit dem Ziel einer polizeilichen Kriminalprognoseent-
scheidung dar. Da es sich bei der Kategorisierung um ein tak-
tisches und polizeiinternes Instrument handelt, ergeben sich 
aus der Einstufung selbst noch keine unmittelbaren Rechts-
folgen für den Gefährder.3 Die Grundrechtsrelevanz liegt 
vielmehr in der genannten Zuordnung bzw. Zuschreibung 
im Sinne einer Datenweiterverarbeitung, regelmäßig durch 

*	 Jan Böhme ist als Kriminalkommissar für Risikomanagement im LKA 
Sachsen tätig und Dieter Müller ist Professor für Straßenverkehrsrecht 
mit Verkehrsstrafrecht im Hochschuldienst des Freistaates Sachsen sowie 
Schriftleiter dieser Zeitschrift.

1	 Vgl. Holzner, in: Möstl/Schwabner, Polizei- und Sicherheitsrecht Bayern, 
PAG Art. 1 Rn. 168.

2	 Vgl. Papadopulus, in: Kriminalistik 4/2022, 214 (216).
3	 Vgl. Brodowski/Jahn/Schmitt-Leonardy, in: GSZ 2017, 7 (8).
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Zweckveränderung bereits vorliegender polizeilicher Daten 
oder nach Übermittlung von Informationen durch andere Si-
cherheitsbehörden, die als Realakt4 mit Eingriffsqualität eine 
besondere Kategorie von Daten5 betrifft und für die datenver-
arbeitende Polizeidienststelle keine gesonderten Benachrichti-
gungspflichten auslöst.6 Auch wenn die Gefährderzuständig-
keit nach Wohnsitzprinzip bei den jeweiligen Bundesländern 
liegt, nimmt das Bundeskriminalamt durch Gewährleistung 
bundeseinheitlicher Verfahrensabläufe seine Funktion als 
Zentralstelle für die Polizeien des Bundes und der Länder bei 
der Verhütung von Straftaten mit länderübergreifender, inter-
nationaler oder erheblicher Bedeutung im Sinne § 2 BKAG 
wahr.7 Hierzu gehört auch die Koordinierung der Umsetzung 
einer länder- und phänomenübergreifend einheitlichen Defi-
nition des polizeilichen Gefährders.

Nach dieser Definition gelten Personen als Gefährder, wenn 
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
politisch motivierte Straftaten von erheblicher Bedeutung, 
insbesondere solche i.S.d. § 100a II StPO, begehen werden.8

Auch die Fahrerlaubnisbehörde sammelt bereits im Vorfeld 
des Fahreignungs-Bewertungssystems der §§ 4, 28 StVG 
bereits aufgrund der §§ 2, 3 StVG Daten über potenziell 
gefährliche Fahrerinnen und Fahrer, ohne dass diese davon 
Kenntnis haben und ohne dass ihnen eine Mitteilung über 
diese Datensammlung gemacht werden müsste. Eine allge-
meine Gefährderdefinition für das Fahreignungsrecht exis-
tiert allerdings bislang noch nicht. Parallel zur vorgenannten 
Definition könnten als Verkehrsgefährder Personen unter den 
Bedingungen eingestuft werden, wenn bestimmte Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass sie schwere, potenziell an-
dere Menschen im öffentlichen Straßenverkehr gefährdende 
Verkehrsdelikte im Sinne des StGB und der Anlage 13 der 
FeV begehen werden.

2.  Drohende Gefahr und Gefährder
Die vorgenannte Gefährderdefinition macht deutlich, dass 
dem Prozess der Gefährdereinstufung eine polizeiliche und 
auf Tatsachen gestützte Prognoseentscheidung der verant-
wortlichen Sachbearbeiter zu Grunde liegt, wobei in diese 
nicht nur Erkenntnisse aus einschlägigen Verurteilungen, 
sondern auch aus laufenden Ermittlungsverfahren einbezo-
gen werden.9 Gegenstand der gefährderbezogenen Prognose-
entscheidung bildet dabei das aktuell feststellbare sowie das 
vermutete zukünftige individuelle Verhalten der einzustufen-
den Person, insbesondere Verhaltensweisen, die für sich oder 
zusammen mit weiteren bestimmten Tatsachen den Schluss 
auf ein seiner Art nach konkretisiertes Geschehen zulassen.10 
Neben dem beobachtbaren Verhalten und dem situativen 
Kontext der bereits bekannten Verfehlungen werden neben 
allgemeinen Risiko- und Schutzfaktoren (z.B. »Broken-Ho-
me-Situation« als statisches Risikomerkmal) auch phänomen-
spezifische Merkmale betrachtet.11 Insofern steht im Ergebnis 
der Einstufungsprüfung eine Wahrscheinlichkeitsprognose 
über das künftige Legalverhalten der einzustufenden Person.12 
Auch wenn die Gefährderdefinition augenscheinlich nur eine 
Prognose abbildet, dient der Prozess der Einstufungsprüfung 
vielmehr einer Risikoeinschätzung.13 Denn die im Prüfpro-
zess herauskristallisierten personenbezogenen Risiko- und 
Prognosemerkmale bilden essentielle Voraussetzung für effek-
tives polizeiliches Risikomanagement und dienen als Inter-
ventionsindikatoren, an denen sich die behördlichen Maß-

nahmen orientieren. Die polizeiliche Einstufungsprüfung 
stellt dabei eine Legalprognose »im Kleinen« auf polizeilicher 
Ebene dar, der sich eine explizite Risikobewertung unter 
Leitung des Bundeskriminalamtes mit einem ausgeprägten 
interdisziplinären Ansatz14 anschließen kann, insbesondere 
wenn sich ein drohender Schadenseintritt in zeitlicher Hin-
sicht konkretisiert (»Front-Line Assessment«)15 oder äußere 
Bedingungen hierzu Anlass geben (z.B. bevorstehende Haft-
entlassung eines Gefährders).

Zugleich wird deutlich, dass der Prozess der Gefährdereinstu-
fung regelmäßig auf der Vorstufe zu einer konkreten Gefahr 
stattfindet und in zeitlicher Hinsicht dem Eintritt einer kon-
kreten Gefahr oder der Störung höherwertiger Rechtsgüter 
(Straftaten von erheblicher Bedeutung im Sinne § 100a II 
StPO) vorgelagert ist.16 Dieser Bereich des Gefahrenvorfel-
des schafft im Gefährderkontext den Rahmen für eine »neue« 
polizeirechtliche Kategorie,17 die unter der Bezeichnung der 
drohenden Gefahr bereits Eingang in verschiedene Landes-
polizeigesetze gefunden hat. Die drohende Gefahr ist dabei 
gekennzeichnet durch Situationen und Umstände, die noch 
nicht die Schwelle der konkreten Gefahr erreicht haben, bei 
denen jedoch Tatsachen darauf hindeuten, dass diese Schwelle 
noch erreicht werden kann.18 Das bayrische Polizeiaufgaben-
gesetz enthält darüber hinaus als bisher einziges Landesrecht 
eine Legaldefinition, wonach eine drohende Gefahr immer 
dann vorliegen soll, wenn »im Einzelfall das individuelle 
Verhalten einer Person die konkrete Wahrscheinlichkeit be-

4	 Realakt als hoheitliche Handlung, die allein auf die Herbeiführung eines 
tatsächlichen Erfolges gerichtet ist und nicht auf die bewusste und gewollte 
Setzung von Rechtsfolgen, vgl. Kastner, in: Möllers Wörterbuch der Polizei. 
3. Aufl. 2018, Realakt.

5	 Art. 10 der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 27.04.2016.

6	 Vgl. Arzt, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 127 (Dezember 2021), 43 (48).
7	 Vgl. Schenke/Graulich/Ruthig/Graulich, 2. Aufl. 2018, BKAG § 2 Rn. 2.
8	 Vgl. Busl, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 127 (Dezember 2021), 53 (54).
9	 Vgl. BeckOK PolR NRW/Ogorek, 2021, PolG NRW § 34 Rn. 36.
10	Vgl. Brodowski/Jahn/Schmitt-Leonardy, in: GSZ 2017, 7, 10; BeckOK PolR 

Bayern/Holzner, PAG Art. 11a Rn. 16.
11	Die Gefährderdefinion gilt phänomenübergreifend für die fünf Phänomen-

bereiche PMK – rechts –, PMK – links –, PMK – ausländische Ideologie –, 
PMK – religiöse Ideologie – und PMK – sonstige Zuordnung – (z.B. 
Reichsbürger/Selbstverwalter ohne Bezug zum Phänomenbereich PMK – 
rechts – bzw. Tierschutz – oder Umweltschutzaktivisten ohne Bezug zum 
Phänomenbereich PMK – links –).

12	Vgl. Rettenberger/Fritjof von Franqué, Handbuch kriminalprognostischer 
Verfahren 2013, S. 19.

13	Vgl. Nedopil/Endrass/Rossegger, Wolf, Prognose: Risikoeinschätzung in foren-
sischer Psychiatrie und Psychologie 2021, S. 30; Der Unterschied zwischen 
Prognose und Risikoeinschätzung besteht demnach darin, dass Prognosen 
Geschehen und Ereignisse nur vorhersagen. Dagegen sind Risikoeinschät-
zungen in der Lage aufzuzeigen, was geändert werden muss (Interventions-
indikatoren), um eine drohende Gefahr bzw. ein drohendes Ereignis abzu-
wenden.

14	Neben der Teilnahme von Beamten unterschiedlicher Sicherheitsbehörden 
äußert sich der interdisziplinäre Ansatz auch in der Zusammenführung 
verschiedener Fachrichtungen durch Beteiligung diverser Akteure aus den 
Bereichen forensische Psychologie, Psychiatrie, Kriminologie oder Krimi-
nalistik.

15	Vgl. Papadopulus, in: Kriminalistik 4/2022, 214 (216).
16	Vgl. BeckOK PolR NRW/Gusy/Worms, PolG NRW, § 1 Rn. 167; Wehr, 

in: JURA 2019, 940 (949).
17	Vgl. Löffelmann, in GSZ 2018, 85 (85); Wehr, in: JURA 2019, 940 (942); 

Lohse/Schwier, Polizeigesetz des Freistaates Sachsen, 6. Aufl. 2022, § 60 
Rn. 8; BeckOK PolR Bayern/Holzner, PAG Art. 11a Rn. 27.

18	Vgl. Wehr, in: JURA 2019, 940 (940); Busl, in: Bürgerrechte & Polizei/
CILIP 127 (Dezember 2021), S. 56; Brodowski/Jahn/Schmitt-Leonardy, 
in: GSZ 2017, 7 (9).
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gründet oder Vorbereitungshandlungen für sich oder zusam-
men mit weiteren bestimmten Tatsachen den Schluss auf ein 
seiner Art nach konkretisiertes Geschehen zulassen, dass in 
absehbarer Zeit Angriffe von erheblicher Intensität oder Aus-
wirkung zu erwarten sind«.19 Das Bundesverfassungsgericht 
hält in diesem Zusammenhang Grundrechtseingriffe mit prä-
ventiver Zielsetzung für zulässig, wenn »bestimmte Tatsachen 
auf eine im Einzelfall drohende Gefahr für ein überragend 
wichtiges Rechtsgut hinweisen, selbst wenn sich noch nicht 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit feststellen lässt, dass 
die Gefahr schon in näherer Zukunft eintritt. Dabei darf die 
Wahrscheinlichkeitsschwelle nicht auf eine bloße Möglich-
keit herabgesenkt werden und zwar selbst bei höchstem Ge-
wicht der drohenden Rechtsgutsbeeinträchtigung nicht.«20

Folglich handelt es sich bei Gefährdern der PMK regelmäßig 
(noch) nicht um polizeirechtliche Verhaltensstörer im Sinne 
verantwortlicher Verursacher einer bereits vorliegenden kon-
kreten Gefahr. Denn die Begründung einer im Einzelfall be-
stehenden konkreten Gefahr scheitert in der überwiegenden 
Anzahl der Fälle im zeitlichen Kontext an der hinreichenden 
Wahrscheinlichkeit für einen Schadenseintritt.21 Dieser Re-
duzierung der Anforderungen an die Vorhersehbarkeit des 
Kausalverlaufs steht jedoch mit Blick auf die drohende Gefahr 
eine höhere Eingriffsschwelle hinsichtlich der zu schützenden 
Rechtsgüter gegenüber.22 Im Gegensatz zu polizeilichen Ge-
fährdern, bei denen der Eintritt einer konkreten Gefahr für 
bedeutende Rechtsgüter erst noch droht, liegt eine konkrete 
Gefahr (unabhängig der betroffenen Rechtsgüter) bei Ver-
haltensstörern bereits vor. Die Bedrohung bezieht sich bei 
polizeilichen Gefährdern der PMK also auf den Eintritt einer 
konkreten Gefahr für bedeutende Rechtsgüter, nicht schon 
auf ihren Schadenseintritt selbst. Dabei äußert sich der Aus-
nahmecharakter gefahrenabwehrrechtlicher Maßnahmen im 
Gefahrenvorfeld in einem Rang- und Prüfverhältnis, durch 
welches grundsätzlich erst dann auf die Kategorie der dro-
henden Gefahr zurückzugegriffen werden kann, wenn zuvor 
das Vorliegen einer konkreten Gefahr ausgeschlossen wurde.23

Die wachsende Bedeutung der Straftatenverhütung und Ge-
fahrenvorsorge im Allgemeinen und des Gefahrenvorfeldes 
im Besonderen gegenüber der »klassischen« Abwehr konkre-
ter Gefahren ist dabei Ausfluss des kontinuierlichen Wan-
dels vom reaktiven zum proaktiven präventiv-polizeilichen 
Tätigwerden.24 Ein Wandel, der sich bundesweit auch in der 
Novellierung neuer polizeirechtlicher Normen widerspiegelt. 
Dennoch unterliegt die drohende Gefahr als polizeirechtliche 
Kategorie aktuell noch einer Vielzahl kritischer Betrachtun-
gen, insbesondere vor dem Hintergrund einer weitreichen-
den Vorverlagerung polizeilicher Eingriffsbefugnisse in den 
Bereich einer fehlenden Gefahr und der Verwendung unbe-
stimmter Rechtsbegriffe.25

Zugleich verlassen die polizeilichen Risikomanagementsach-
bearbeiter26 mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben innerhalb 
dieser »neuen« polizeirechtlichen Kategorie der drohenden 
Gefahr das klassische polizeiliche Gefahrenabwehrrecht27 als 
tradiertes sicherheitsrechtliches Modell der Abwehr konkre-
ter Gefahren28 und betreten damit einen Bereich, der nach 
der Grundrechtsrechtskonzeption der deutschen Sicherheits-
architektur eigentlich den deutschen Nachrichtendiensten 
obliegt.29 Denn Beobachtung und Vorfeldaufklärung stellen 
spezifische und ureigene Aufgabe der Nachrichtendienste 

dar, die hierfür wegen fehlender operativer Anschlussbefug-
nisse (zwangsweise Durchsetzbarkeit eigener Maßnahmen) 
auf modifizierte – und damit im eigenen Aufgabengebiet 
niedrigere – Eingriffsschwellen zurückgreifen können als die 
Polizeibehörden.30

Diese Besonderheit des gefährderbezogenen polizeilichen 
Risikomanagements führt bei der Umsetzung behördlicher 
Maßnahmen gegenüber Gefährdern zu erheblichen Proble-
men. Denn eine Vielzahl polizeirechtlicher Eingriffsbefugnis-
se orientiert sich auch weiterhin am verantwortlichen Ver-
ursacher einer konkreten Gefahr und nicht am potenziellen 
Störer im Sinne einer drohenden Gefahr.31

Eine solche Einstufung hinsichtlich der von einer betreffen-
den Person drohender Gefahren ist der verkehrspsychologi-
schen Gefahrenprognose im Rahmen eines zu erstellenden 
medizinisch-psychologischen Gutachtens nicht unähnlich. 
Allerdings wird die Bearbeitungsstufe der Einschätzung im 
Tätigkeitsrahmen der Gefährdereinschätzung auf einer an-
deren Rechtsgrundlage und Datenbasis durchgeführt und 
vor allem ohne Beteiligung und nicht einmal im Wissen des 
potenziellen Gefährders. Verkehrspsychologische Gutachter 
werden nämlich erst dann tätig, wenn eine Fahrerlaubnis-
behörde gegenüber einem Inhaber einer Fahrerlaubnis oder 
einem Bewerber um die Erteilung einer Fahrerlaubnis auf-
grund einer Anordnungsgrundlage aus der FeV eine medizi-
nisch-psychologische Begutachtung angeordnet hat. Zudem 
ist als weiterer Schritt erforderlich, dass der Betroffene der 
behördlichen Gefahrenerforschungsmaßnahme sich aus al-
len Anbietern eine Begutachtungsstelle für Fahreignung als 
Vertragspartner ausgesucht hat, um sich dann medizinisch 
und psychologisch begutachten zu lassen. Grundlage der Be-
gutachtung ist die vollständige Akte, die bei der Fahrerlaub-
nisbehörde über den Betroffenen vorhanden ist, und zwar 
inklusive aller noch verwertbaren Voreintragungen begange-
ner Delikte und polizeilicher Mitteilungen gem. § 2 Abs. 12 
StVG. Das Gutachten wird also vom Betroffenen in Auftrag 
gegeben und auch bezahlt. Dennoch ist dessen zentraler Be-
standteil eine Prognose über die zukünftige Gefährlichkeit 
des Betroffenen im Straßenverkehr.

19	BeckOK PolR Bayern/Holzner, PAG Art. 11a Rn. 16.
20	GSZ 2022, 32 (35).
21	Vgl. Legaldefinition »Konkrete Gefahr«, § 4 Nr. 3a SächsPVDG.
22	Vgl. BeckOK PolR Bayern/Holzner, 18. Ed. 01.03.2022, PAG Art. 11a 

Rn. 19, 27.
23	BeckOK PolR Bayern/Holzner, PAG Art. 11a Rn. 5.
24	Vgl. Wehr, in: JURA 2019, 940 (942).
25	Vgl. BeckOK PolR NRW/Gusy/Worms, PolG NRW, § 1 Rn. 167; Löffel-

mann, in GSZ 2018, 85 (86); GSZ 2022, 32 (33); Busl, in: Bürgerrechte 
& Polizei/CILIP 127 (Dezember 2021), S. 56; Lippa, in: Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP 117 (November 2018), S. 11.

26	Ihr Pendant im Fahreignungsrecht sind die Sachbearbeiter in den Fahr-
erlaubnisbehörden, deren Tatsachenerkenntnisse allerdings sehr oft durch 
polizeiliche Sachbearbeiter gem. § 2 Abs. 12 StVG und – immer noch – 
deutlich weniger durch fahreignungsrelevante Informationen aus den Ver-
fahren der Strafjustiz nach Nr. 45 MiStra angeliefert werden; ausführlich zu 
der polizeilichen Meldepflicht Müller/Rebler, Die Klärung von Eignungs-
zweifeln im Fahrerlaubnisrecht, 2. Aufl. 2017, S. 37 ff.

27	Straftatenvorsorge als in zeitlicher und sachlicher Hinsicht erweiterter Auf-
gabenkreis der Polizeibehörden (»[…] weg von der konkreten Tat.«), vgl. 
BGH, in: GSZ 2022, 32 (35).

28	Vgl. Busl, in: CILIP 2021 53 (56).
29	Vgl. BGH, in: GSZ 2022, 32 (40).
30	BVerfG, Urt. v. 26.04.2022 – 1 BvR 1619/17, Rn. 154, juris.
31	Vgl. Helebe, in: NVwZ 2011, 1364 (1364).
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II.  Standardmaßnahme Gefährderansprache
Der Begriff der Gefährderansprache wird weder auf landes- 
noch auf bundesgesetzlicher Ebene konkretisiert oder legal-
definiert. Definitionsansätze finden sich bisher nur innerhalb 
der einschlägigen Literatur. So wird in Bezug auf das bayeri-
sche Polizeirecht, welches wie die meisten Landespolizeigeset-
ze keine Spezialbefugnis zur Durchführung von Gefährder-
ansprachen enthält, die Gefährderansprache konkretisiert als 
eine Maßnahme, bei der sich die Polizei »an einen potenziel-
len Störer wendet, indem sie ihm Informationen über be-
vorstehende Ereignisse und über die bestehende Rechtslage, 
insbesondere über erlaubtes und unerlaubtes Verhalten, gibt 
und ihn darauf hinweist, dass die Polizei Gesetzesverstöße 
verhindern oder unterbinden wird.«32

Der vorstehende Definitionsansatz macht deutlich, dass die 
Gefährderansprache einer behördlichen Ansprache im Sinne 
eines einseitigen Vortrages entsprechen soll, der das primäre 
Ziel besitzt, durch eigene Informationsgabe an den polizeili-
chen Adressaten mit appellativen (Hinweise) oder imperativen 
Charakter (konkrete mit Zwang durchsetzbare Verhaltens-
aufforderung) auf dessen zukünftiges Verhalten einzuwirken. 
Die genannten Merkmale treffen aber nicht vollständig auf 
die im Bereich des polizeilichen Risikomanagements durch-
geführten »Gefährderansprachen« gegenüber Gefährdern zu. 
Denn bei der mit den Gefährdern durch die Gefährdersach-
bearbeiter erfolgten Kontaktaufnahme steht nicht die be-
hördliche Informationsgabe im Mittelpunkt, sondern eine 
Informationsgewinnung zur weiteren Einschätzung des Ge-
fahrenpotenzials der Person (Gefahrenerforschungseingriff)33 
und die Förderung einer möglichen Deradikalisierung. Der 
appellative Charakter des Gesprächs ist damit nicht vorder-
gründig, sondern bestenfalls Begleitzweck der Maßnahme.

Die polizeiliche Gefährderansprache enthält nach richtiger 
Auffassung des VG München im Allgemeinen keine über eine 
Warnung und Hinweise hinausgehende Regelungswirkung. 
Sie hat zum Ziel, auf die Willensentschließung des Betroffe-
nen einzuwirken.34 Ein bestimmtes Verhalten gibt sie diesem 
aber nicht auf und enthält folglich im Sinne des Verwaltungs-
rechts keine verbindliche Regelung. Somit stellt die polizeili-
che Gefährderansprache keinen Verwaltungsakt i.S.d. Art. 35 
Satz 1 BayVwVfG dar, sondern ist als schlicht-hoheitliches 
Handeln zu qualifizieren.

Ein der polizeirechtlichen Gefährderansprache ähnliches 
Pendant beinhaltet das Fahreignungs-Bewertungssystem in 
seinem § 4 Abs. 5 StVG, wenn bei einem Punktestand von 4 
oder 5 Punkten seitens der Fahrerlaubnisbehörde zwingend 
eine schriftliche Ermahnung und bei einem Punktestand von 
6 oder 7 Punkten eine schriftliche Verwarnung erfolgen muss. 
Punkte werden seit der Reform des Fahreignungsrechts im 
Jahr 2014 nämlich nur noch für gefährliche Ordnungswid-
rigkeiten und Straftaten erteilt, Die abschließend in der An-
lage 13 zur FeV aufgeführt sind.

1.  Grundrechtsrelevanz der Gefährderansprache
Unabhängig von deren Zweck sind Maßnahmen der genann-
ten Art als grundrechtsrelevant anzusehen.35 Der Eingriff 
betrifft hierbei das allgemeine Persönlichkeitsrecht in seinen 
Ausprägungen der allgemeinen Handlungsfreiheit bzw. der in-
formationellen Selbstbestimmung. Bezüglich dieses Eingriffs 
ist zwischen Verwaltungsakten (imperativer Charakter durch 

auferlegte Verhaltenspflichten) und Realakten (appellativer 
Charakter mangels Regelungswirkung) zu unterscheiden.36

2.  Erforderliche Rechtsgrundlage
Für die Durchführung von Gefährderansprachen ist unab-
hängig des Vorliegens verbindlicher Rechtsfolgen für den 
Adressaten nach dem sich aus dem Rechtsstaatsprinzip und 
den Grundrechten ergebenden Vorbehalt des Gesetzes eine 
Ermächtigungsgrundlage erforderlich, welche sich in Form 
einer Spezialnorm bisher nur in den Landesgesetzen von Ba-
den-Württemberg, Berlin und Niedersachsen wiederfindet.37 
Ohne eine Spezialnorm lässt sich die genannte Maßnahme 
allenfalls auf die polizeirechtliche Generalklausel stützen.38 
Dies erscheint jedoch problematisch, da die landespolizei-
rechtlichen Generalklauseln für die Gefahrenabwehr ein 
Einschreiten nur bei Vorliegen einer konkreten Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zulassen, nicht je-
doch bereits im Gefahrenvorfeld. Da die Gefährdersachbe-
arbeiter ihre Maßnahmen gegen Gefährder aber bereits im 
Gefahrenvorfeld treffen müssen (z.B. nach Haftentlassung 
eines Gefährders), scheidet ein Rückgriff auf polizeirechtli-
che Generalbefugnisse regelmäßig aus. Ausnahme bildet hier-
bei das Polizeiaufgabengesetz des Freistaates Bayern, welches 
neben der allgemeinen Generalbefugnis (Art. 11 BayPAG) 
die Durchführung präventiv-polizeilicher Maßnahmen auf 
Grundlage Art. 11a BayPAG bereits bei einer drohenden Ge-
fahr, also im Bereich des Gefahrenvorfeldes, zulässt.

In den übrigen Bundesländern ohne polizeirechtliche Spe-
zialermächtigungsnorm zur Durchführung von Gefährderan-
sprachen kann die Generalklausel daher nur dann als Rechts-
grundlage herangezogen werden, wenn zum Zeitpunkt der 
Durchführung der Maßnahme vom Gefährder als Adressat 
eine konkrete Gefahr im Sinne eines polizeirechtlichen Ver-
haltensstörers ausgeht.

Im Gegensatz hierzu erlauben die polizeirechtlichen Spezial-
ermächtigungsnormen der Befragung bereits ein polizeili-
ches Tätigwerden im Gefahrenvorfeld, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass der Gefährder als möglicher Normadressat 
sachdienliche Angaben machen kann, die zur Erfüllung einer 
bestimmten polizeilichen Aufgabe erforderlich sind.39 Eine 

32	Holzner, in: Möstl/Schwabner, Polizei- und Sicherheitsrecht Bayern, PAG 
Art. 1 Rn. 166.

33	Vgl. Hornmann, in: Johlen, MPF Verwaltungsrecht, 5. Aufl. 2018, Feststel-
lungklage betreffend eine sog. Gefährderansprache, Ziffer 6a.

34	VG München, Urt. v. 18.02.2020 – M 7 K 18.5065, Rn. 10, juris, auch zum 
Folgenden.

35	Vgl. VG Cottbus, Urt. v. 26.01.2021 – VG 3 K 654/18, juris; VG München, 
Urt. v. 18.02.2020 – M 7 K 18.5065, juris.

36	Vgl. Holzner, in: Möstl/Schwabner, Polizei- und Sicherheitsrecht Bayern, 
PAG Art. 1 Rn. 166.

37	§ 29 I BadWürttPolG, § 18b BlnASOG, § 12a NPOG; Da Berlin die Ge-
fährderansprache speziell regelt, jedoch in materieller Hinsicht das Vor-
liegen einer konkreten Gefahr voraussetzt, scheitert auch die Anwendung 
dieser Spezialnorm im Gefahrenvorfeld.

38	Art. 11 (konkrete Gefahr) und Art. 11a II (drohende Gefahr) BayPAG, 
§ 10 I BbgPolG, § 10 I BremPolG, § 3 I HmbgSOG, § 11 HessSOG, § 13 
MVSOG, § 8 I PolGNRW, RhPfPOG, § 8 I SaarlPolG, § 12 I SächsPVDG, 
§ 13 SOG LSA, § 174 LVwG (Schleswig-Holstein), § 12 I ThürPAG.

39	§ 43 BadWürttPolG, Art. 12 BayPAG, § 18 I BlnASOG, § 11 I BbgPolG, 
§ 31 I BremPolG, § 12 I HessSOG, § 28 I MVSOG, § 12 I NPOG, § 9 II 
PolGNRW, § 9a I PhPfPOG, § 11 I SaarlPolG, § 13 I SächsPVDG, § 14 
I SOG LSA, § 180 LVwG, § 13 I ThürPAG; Das Land Hamburg besitzt 
bislang als einziges Bundesland keine polizeirechtliche Spezialbefugnis für 
Befragungen.
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Auskunftspflicht zur Sache besteht hierbei regelmäßig nicht. 
Darüber hinaus dient die Norm primär der Informations-
gewinnung und nicht der Verhaltenssteuerung des Norm-
adressaten.

III.  Fahrerlaubnisrecht und Fahreignungsrecht

1.  Polizeiarbeit und Fahreignungsrecht
Die Polizeibeamten stellen bei ihrer täglichen Arbeit ständig 
Personen fest, deren charakterliche Eignung für das Führen 
von Kraftfahrzeugen im öffentlichen Straßenverkehr kritisch 
zu hinterfragen ist und die durch ihr potenzielles oder gar 
schon bewiesenes Fahrverhalten oder ihr aggressives Verhal-
ten außerhalb des Straßenverkehrs ein Risiko für die Ver-
kehrssicherheit anderer Verkehrsteilnehmer darstellen. Diese 
Personen sind aufgrund der Rechtsgrundlage der polizeili-
chen Mitteilungspflicht des § 2 Abs. 12 StVG mitsamt dem 
zugrundeliegenden Sachverhalt der zuständigen Fahrerlaub-
nisbehörde zu melden.40

Polizeibeamte kommen in ihrer beruflichen Tätigkeit zudem 
oft mit aggressiven Personen in Berührung, wobei sich die 
Aggressionsdelikte nicht unbedingt im Zusammenhang mit 
dem Führen eines Kraftfahrzeugs oder gar im Straßenverkehr 
überhaupt ereignen. Den Zusammenhang mit aggressivem 
Verhalten und dem Fahreignungsrecht bzw. der Fahrerlaubnis 
herzustellen, gelingt nur denjenigen Polizeibeamten, die sich 
im Fahreignungsrecht fortgebildet haben; denn in der Polizei-
ausbildung und im Polizeistudium kommen diese Feinheiten 
des besonderen Gefahrenabwehrrechts bislang bundesweit so 
gut wie nicht vor. Dabei liegt es nach der Rechtsprechung auf 
der Hand, dass wenn z.B. bei einem Fahrerlaubnisinhaber ein 
hohes Aggressionspotenzial besteht, das erwarten lässt, dass er 
sich im Straßenverkehr unbeherrscht und die Verkehrssicher-
heit gefährdend verhält, es nicht einmal darauf ankommt, 
ob und gegebenenfalls wie viele Punkte aufgrund seines Ver-
haltens in der Vergangenheit im Fahreignungsregister einge-
tragen worden sind.41 Ein derartiger charakterlicher Mangel 
wiegt so schwer, dass nicht abgewartet werden kann, bis er 
sich in tatsächlich bekannt gewordenen und geahndeten Ver-
kehrsverstößen in so ausreichender Zahl und im erforder-
lichen zeitlichen Zusammenhang niederschlägt, welche die 
Entziehung der Fahrerlaubnis im Rahmen des Fahreignungs-
Bewertungssystems rechtfertigen.

2.  Das Konzept der »Gelben Karte«
Verschiedentlich wurde in den Bundesländern das Präven-
tionsprojekt einer »Gelben Karte« eingeführt, so auch in 
Rheinland-Pfalz, dessen erste Auswertung des Konzeptes un-
längst dem Innenausschuss des Landtages berichtet wurde.42 
Dieses Projekt ist als eine Vorstufe zu den bereits geregelten 
fahreignungsrechtlichen Eingriffsmaßnahmen der ärztlichen 
Untersuchung und medizinisch-psychologischen Untersu-
chung gedacht, die von einer Fahrerlaubnisbehörde gegen-
über Bewerbern und Inhabern von Fahrerlaubnissen als Maß-
nahmen gem. §§ 11 bis 14 FeV angeordnet werden dürfen, 
wenn die betreffenden Voraussetzungen vorliegen.

Eine »Gelbe Karte« soll den betreffenden Personen verdeut-
lichen, dass sie sich mit ihrem Verhalten sozusagen »auf dem 
Radarschirm« der Fahrerlaubnisbehörde befinden. Sollte es sich 
bei den Personen um potenzielle Bewerber um eine Fahrerlaub-
nis handeln, sollen diese nunmehr wissen, dass sie sich keine 
weiteren potenziell eignungsrelevanten Rechtsverstöße mehr 

leisten können, ohne ihren Wunsch auf spätere Erteilung einer 
Fahrerlaubnis zu gefährden. Fahrerlaubnisinhaber erhalten die-
se Information als Hinweis darauf, dass ihre Fahreignung zwar 
durch ihr Verhalten noch nicht fraglich ist, aber bestimmte 
Anhaltspunkte, die Gegenstand der »Gelben Karte« gewesen 
sind, bei weiterer Fortsetzung dieses Handlungsmusters zu 
einer fraglichen Fahreignung führen können und zu fahreig-
nungsrechtlichen Folgemaßnahmen führen könnten.

IV.  Fazit

1.  Allgemeine polizeiliche Gefährderansprache
Berücksichtigt man den Primärzweck (Verhaltenssteuerung) 
und die Art der Durchführung einer Gefährderansprache 
(einseitige Informationsgabe), verbleibt für eine Anwend-
barkeit im Bereich des PMK-bezogenen Risikomanagements 
nur ein sehr schmaler Korridor. Dieser steht regelmäßig nur 
dann offen, wenn von dem polizeilichen Adressaten nicht nur 
eine Gefahr im Sinne der Gefährderdefinition droht, sondern 
diese zum Zeitpunkt der Ansprache bereits begründet werden 
kann. Darüber hinaus gestattet die Gefährderansprache iso-
liert betrachtet keine weiteren Maßnahmen wie eine gezielte 
Informationsgewinnung. Diese unterliegt als Gefahrenerfor-
schungseingriff den polizeirechtlichen Spezialnormen (poli-
zeiliche Befragung). Die Durchführung von Gefährderan-
sprachen gegenüber Gefährdern im Gefahrenvorfeld ist nach 
derzeitigem Gesetzesstand nur in den Bundesländern Baden-
Württemberg (Spezialnorm § 29 BadWürttPolG), Bayern 
(Art. 11a BayPAG)43 und Niedersachsen (Spezialnorm § 12a 
NPOG) möglich. Für die verbleibenden Bundesländer schei-
tert die Durchführung von Gefährderansprachen im Bereich 
des Gefahrenvorfeldes an den rechtlichen Voraussetzungen. 
Insofern erscheint die verallgemeinernde Einordnung der Ge-
fährderansprache als sogenannte Standardmaßnahme bei Ge-
fährdern der politisch motivierten Kriminalität als diskutabel.

Zahlreiche von der Polizei im Rahmen des Gefährderkon-
zepts gesammelte Informationen sind 1:1 auch im Fahreig-
nungsrecht verwertbar. Schließlich gründen sich die beiden 
Anordnungsgrundlagen für medizinisch-psychologische 
Untersuchungen gem. § 11 Abs. 3 Nr. 6 und 7 FeV zentral 
auf ein »hohes Aggressionspotenzial« bei den betreffenden 
Fahrerlaubnisinhabern oder -bewerbern, das aufgrund be-
gangener Delikte eben auch bei zahlreichen Gefährdern als 
ein wesentliches Charaktermerkmal festzustellen ist.

2.  Taktischer Nutzen der Mitteilungspflicht gem. § 2 
Abs. 12 StVG
Eine Mitteilung von fahreignungsrelevanten Tatsachen muss 
die Polizei an die Fahrerlaubnisbehörde, mit der sie stets auf 

40	Dazu grundlegend Baldauf, Ricardo, Charakterliche Mängel außerhalb des 
Straßenverkehrs, in: Müller, Dieter (Hrsg.), Verkehrssicherheitsarbeit Teil 
VI: Meldepflichten bei charakterlichen Mängeln – E-Payment – ProViDa-
Verkehrsüberwachung – Beweissichere Atemalkoholmessung, S. 13–163; 
ders., Die Meldepflicht gem. § 2 Abs. 12 StVG bei charakterlichen Män-
geln – Erkenntnisse aus einem Praxistest in Freistaat Sachsen, in: Die POLI-
ZEI 2021, S. 277–284.

41	Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschl. v. 10.02.2021 – 11 ZB 20.2642, 
juris, auch zum Folgenden.

42	https:​/​/​opal.​rlp.​de/​star​web/​OPAL​_​ext​ern/​serv​let.​star​web?​path=​OPAL​_​ext​
ern/​PDOK​UFLM​ORE.​web&​id=​ltrpo​palf​astl​ink&​sea​rch=​ID=​V-​231​905&​
for​mat=​PDOKU​_​Mor​eVor​gang​_​Rep​ort; vgl. dazu auch näher Baldauf (s.o. 
Fn. 40), S. 139 ff.

43	Art. 11a BayPAG als Generalklausel für Vorfeldmaßnahmen, vgl. BeckOK 
PolR Bayern/Holzner, PAG Art. 11a Rn. 4.
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Augenhöhe zusammenarbeiten muss, abgeben, allerdings 
steht ihr das Ermessen zu, wann sie eine solche Mitteilung 
für erforderlich hält. Das bedeutet, dass die Polizei keinerlei 
fahreignungsrelevante Informationen zurückhalten darf, und 
zwar auch nicht diejenigen aus allen relevanten polizeilichen 
Informationssystemen, die aufgrund des Nichterreichens von 
Löschungstatbeständen noch verwertbar sind.

Der Polizei obliegt also die Beurteilung der Schwelle des 
»wann«, nicht aber des »ob«. Üblicherweise darf also auch 
die Polizei fahreignungsrelevante Tatsachen sammeln, bis 
ihrer Erfahrung nach »das Maß voll« ist und eine Maßnah-
me der Fahrerlaubnisbehörde aus polizeilicher Sicht geboten 
erscheint. Insoweit findet bei der Polizei bereits eine fahreig-
nungsrechtliche Vorprüfung statt, deren fachliche Qualität 
aber steht und fällt mit dem Kenntnisstand des jeweiligen 
polizeilichen Sachbearbeiters im Fahreignungsrecht.

Die Polizei muss sich auch im Klaren darüber sein, dass die 
von ihr der Fahrerlaubnisbehörde gemeldeten Gefährder auch 
potenziell mit einer Maßnahme der Fahrerlaubnisbehörde 
rechnen können. Dadurch wird u.U. die polizeiliche Er-
kenntnislage über ein Widerspruchs- und Klageverfahren, das 

freilich erst gegen den Verwaltungsakt eines Fahrerlaubnis-
entzugs möglich ist, dem Gefährder und seinem Rechtsbei-
stand bekannt. Zudem ist dessen Erhalt seiner Fahrerlaubnis 
durch das Verfahren der Begutachtung massiv bedroht, sodass 
eine behördlich herbeigeführte Immobilität mit fahrerlaub-
nispflichtigen Kraftfahrzeugen eine von der Polizei durchaus 
nicht unerwünschte Folge dieses Verfahrens sein kann.

Zudem beinhaltet dieses Verfahren zumindest bei einigen 
Gefährdern auch die Chance, über den im Rahmen einer 
medizinisch-psychologischen Begutachtung zwingend er-
forderlichen persönlichen Erkenntnisprozess eine partielle 
Verhaltensänderung anzustoßen. Ohne eine professionelle 
verkehrspsychologisch angeleitete Vorbereitung auf eine me-
dizinisch-psychologische Untersuchung ist die Durchfallquo-
te sehr hoch und ein solcher ca. ein Vierteljahr andauernder 
Vorbereitungskurs kann nur dann erfolgreich absolviert wer-
den, wenn der Betroffene sich auf diese Form der verkehrs-
psychologischen Intervention einlässt.44

Deeskalation als Fortbildungsthema deutscher Polizeien
Teil 2: Ergebnisse und Diskussion der empirischen Erhebung in Deutschland
von Prof. Dr. Clemens Lorei, Kristina Balaneskovic, Prof. Dr. Kerstin Kocab & Hermann Groß, Wiesbaden*

VI.  Ergebnisse
Die nachfolgenden Ergebnisse beziehen sich auf 8 Länder-
polizeien, die geantwortet haben. Es ist dabei insgesamt fest-
zustellen, dass diese mehr oder minder heterogene Strategien 
und Ziele der Fortbildung verfolgen und diese auch mitunter 
sehr unterschiedlich durchführen. Es wird davon ausgegan-
gen, dass die Polizeien, die nicht geantwortet haben bzw. de-
ren Antworten hier nicht verwertet werden konnten, damit 
mehr oder weniger auch beschrieben werden können.

1.  Lehrveranstaltungen in der Fortbildung für die 
Schutzpolizei im Wach- und Wechseldienst
Zunächst wurde abgefragt, welche Lehrveranstaltungen in 
der Fortbildung für die Schutzpolizei im Wach- und Wech-
seldienst existieren und wie umfangreich die Stundenansätze 
dafür sind. Die Themenbereiche wurden gegliedert in:
–	 körperlicher Zwang/waffenlose Selbstverteidigung
–	 Distanz Elektro-Impuls-Gerät
–	 Reizstoffsprühgerät
–	 Teleskopschlagstock, Tonfa, Schlagstock
–	 Deeskalation
–	 Festnahmen
–	 Fahrzeugkontrollen
–	 Durchsuchung von Gebäuden
–	 Amok
–	 Lebensbedrohliche Einsatzlagen (terroristische Angriffe)
–	 Sonstiges

Neben der Existenz und dem Umfang wurde auch gefragt, 
wie verpflichtend diese Fortbildungen sind (Antwortmöglich-

keiten: gibt keine Lehrveranstaltung (LV) dazu; ist freiwillig; 
muss einmalig gemacht werden; muss regelmäßig [z.B. jedes 
3. Jahr] gemacht werden; muss jährlich 1 x gemacht wer-
den, muss jährlich mehrfach gemacht werden; keine Angabe) 
sowie wie groß der Anteil an Polizeivollzugsbeamt*innen in 
der Zielgruppe des Landes sei, die in den letzten 3 Jahren 
an den Schulungen in der Fortbildung teilgenommen haben 
(Antwortmöglichkeiten: Gibt keine LV dazu; 0 %; 1–30 %; 
31–60 %; 61–90 %; >90 %; keine Angabe).

Es wurden zu den Stundenumfängen nur selten Angaben 
gemacht, weshalb diese im Nachfolgenden nicht angeführt 
werden.

a)  Training von Einsatzmitteln mit Bezug zum unmittel-
baren Zwang
Die Länder unterscheiden sich sehr hinsichtlich der Art, wie 
sie verschiedene Einsatzmittel und Maßnahmen mit Bezug 
zu unmittelbarem Zwang in der Fortbildung thematisieren 
(siehe Tabelle 1).

Die Hälfte gibt an, dass Schießen ein ausschließlicher Inhalt 
einer Lehrveranstaltung der Fortbildung sei. Bei zweien bilde 

44	Vgl. zur verkehrspsychologischen Intervention näher Brieler/Kollbach/
Kranich/Reschke, Leitlinien verkehrspsychologischer Interventionen, 
Bonn 2016.

*	 Prof. Dr. Clemens Lorei ist Professor für Psychologie und Einsatztraining 
an der hessischen Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit 
(HöMS) und Teilprojektleiter des Forschungsprojektes AMBOSafe, Kristi-
na Balaneskovic ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im Forschungsprojekt 
AMBOSafe an der HöMS, Prof. Dr. Kerstin Kocab ist Professorin für Psy-
chologie und Einsatztraining an der HöMS; Hermann Groß ist Hochschul-
lehrer für Psychologie und Politikwissenschaft an der HöMS. Dieser Aufsatz 
bildet die Fortsetzung der Studie aus dem vorhergehenden Heft.
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